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Dax-Vorstandschefs verteidigen Krisenpolitik der Euroländer und der EZB

Berlin, 12.01.2013, 08:09 Uhr

GDN - Die Vorstandschefs von Deutscher Bank, Deutscher Post und Siemens verteidigen Europas Strategie in der Euro-Krise sowie
die Reformleistungen der Krisenstaaten. "Schauen Sie sich die sogenannten Krisenländer an. Fangen Sie bei Irland an und gehen Sie
bis nach Griechenland und Sie müssen anerkennen, dass die Länder mehr leisteten, als man ihnen zugetraut hatte", sagte Jürgen
Fitschen, Co-Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bank der Tageszeitung "Die Welt". 

"Wir erwarten weitere Schritte. Doch das Erreichte macht Mut." Kritiker werfen den EU-Regierungen zu schleppende Bemühungen bei
der Lösung der Euro-Krise. Einige Beobachter sprachen von der schwersten Krise in der Geschichte der europäischen Einigung.
Frank Appel, Vorstandschef der Deutschen Post, sieht Europa hingegen auf dem richtigen Weg. "Es ist naiv anzunehmen, dass man
die Probleme der Staatshaushalte mit nur einer Maßnahme und rasch lösen könnte. Man muss davon ausgehen, dass das lange
dauert. Die europäischen Regierungen haben gut daran getan, sich Zeit zu lassen und Themen gewissenhaft abzuarbeiten." Siemens-
Chef Peter Löscher lobt vor allem die Regierungen in Italien und Spanien für ihre Reformbemühungen. "Italien hat unter Mario Monti
viel mehr erreicht, als in der Öffentlichkeit wahrgenommen wurde. Wenn mir das jemand vor etwas mehr als einem Jahr gesagt hätte,
dann hätte ich geantwortet: Das ist nicht machbar. Auch die spanische Regierung unter Mariano Rajoy hat in kurzer Zeit schmerzhafte
Strukturmaßnahmen eingeleitet." Die Manager verteidigten auch die in Deutschland höchst umstrittene Rettungspolitik der
Europäischen Zentralbank (EZB). "Die EZB hat verhindert, was viele befürchtet haben", sagte Fitschen. Natürlich müsse die EZB dem
Markt eines Tages die Mittel wieder entziehen, weil sonst eine ernsthafte Inflation drohe. "Aber wir dürfen nicht den zweiten Schritt vor
dem ersten machen. Wir sollten zunächst einmal dankbar dafür sein, dass das System stabilisiert wurde." Allerdings fordern die
Konzernchefs auch die deutsche Politik auf, den Reformkurs des vergangenen Jahrzehnts nicht aufzugeben. Die größten Gefahren für
die Volkswirtschaft gingen von alternden Gesellschaft aus. "Die Diskussion über eine Abkehr von der Rente mit 67 ist abenteuerlich",
sagte Appel. "Wir können es nicht mehr finanzieren, dass Menschen mit 62 oder 63 in Rente gehen und dann 85 werden." Das sei
unbezahlbar. "Wenn es wirklich so sein sollte, dass wir in Deutschland in den kommenden 50 Jahren 20 Prozent unserer Bevölkerung
verlieren, dann wird es kaum Wachstum geben", warnte auch Fitschen. "Wir müssen auf den demographischen Wandel eine Antwort
finden." Die Spitzenmanager plädieren deswegen dafür, mehr Immigration zuzulassen. "Wir werden mehr qualifizierte junge
Menschen auch von außerhalb Europas brauchen, die Europa als Chance begreifen", sagte Löscher.
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